Ausschussbetreuender Bereich

BM-13 / Zentrale Stelle fiir Anregungen und Beschwerden

Drucksachen-Nr.

0139/2015
offentlich

Ausschuss fiir Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW
Sitzung am 24.06.2015

Antrag gem. § 24 GO

Antragstellerin / Antragsteller
Wird aus datenschutzrechtlichen Griinden nicht veroffentlicht

Tagesordnungspunkt

Beschwerde vom 26.03.2015 gegen die Hebesatzerhohung der
Grundsteuer B

Die Beschwerde ist beigefiigt.
Stellungnahme des Biirgermeisters:

Die Petentin erklért, dass sie mit der Erh6hung der Grundsteuer B nicht einverstanden ist und
bittet im letzten Absatz der Beschwerde darum, die Hebesatzerh6hung zuriickzunehmen.

Der Hebesatz der Grundsteuer B liegt in Bergisch Gladbach seit 2011 unveréndert bei

490 v.H.. Insofern geht die Beschwerde ins Leere, da aktuell eine Erh6hung noch nicht vor-
genommen wurde.

Allerdings wird eine Anpassung des Hebesatzes erforderlich werden:

Die Leitlinien der Aufsichtsbehérden zur Konsolidierung kommunaler Haushalte geben den
Kommunen mit anhaltend defizitdrer Haushaltswirtschaft ndmlich unter anderem vor, die
Steuerhebesdtze auf das Durchschnittsniveau von Stddten mit einer &hnlichen Einwohnerzahl
in NRW zu erhéhen. Hierauf weist auch der Landrat des Rheinisch-Bergischen Kreises in
seiner Verfiigung zur Genehmigung der Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes
mit dem Haushalt 2015 vom 11. Mérz 2015 hin. Auf welchen Wert der Hebesatz mit einer
Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes fiir den ndchsten Haushalt tatsidchlich stei-
gen wird, wird von dem dann existierenden Durchschnittsniveau der NR W-Hebesitze, aber
auch von der Haushaltssituation abhéngen und letztlich vom Rat der Stadt Bergisch Gladbach
in der Haushaltssatzung festgelegt.



Selbstverstiandlich werden gleichzeitig weiterhin auch auf der Ausgabenseite Einsparpotenzia-
le gesucht und realisiert.

Zusammenfassend ldsst sich also sagen, dass die Stadt Bergisch Gladbach wahrscheinlich
gezwungen sein wird Steuererh6hungen vorzunehmen. Nach aktuellem Kenntnisstand wird es
aus Sicht der Verwaltung sogar sinnvoll sein, eine Erhohung tliber das zwingend vorgegebene
Mal hinaus vorzunehmen, um die Einnahmeseite der realistischen Ausgabenentwicklung an-
zupassen.

Die endgiiltige Entscheidung iiber die konkrete Erhohung der Hebesétze wird sich aus der
politischen Mehrheitsfindung im Rahmen der Haushaltsplanung ergeben.



	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage
	SMC_BM_VOTEXT5

